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Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die Anwendung von Zwang im 
Ausländerrecht und beim Transport von Personen im Auftrag der 
Bundesbehörden, Zwangsanwendungsgesetz (ZAG) 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Blocher, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, Stellung zu beziehen zum vorgelegten 
Entwurf eines Zwangsanwendungsgesetzes, das die gesetzliche Grundlage schafft 
für die Anwendung von Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht und beim Transport 
durch bundesstaatliche Behörden. 
 
 
1. Zusammenfassung 
 
Das Sekretariat der Schweizerischen Nationalkommission Justitia et Pax begrüsst 
grundsätzlich die vorgesehene gesetzliche Regelung. Die bisherige Regelungslücke 
auf Bundesebene war nicht zuletzt aufgrund tragischer Zwischenfälle beim 
Rücktransport von nicht aufenthaltsberechtigen Personen deutlich geworden. Das 
vorgeschlagene Gesetz bietet Orientierung und eine Rahmenordnung für die 
ausführenden Organe und gleichzeitig einen notwendigen Schutz für die betroffenen 
Personen. 
 
Wir begrüssen es, dass der Umgang mit den betroffenen Personen weitgehend 
geregelt ist und einzelne Massnahmen, wie gewisse lebensbedrohende Techniken 
und die Zwangsmedikation, nicht zugelassen sind. Ebenso positiv hervorzuheben 
sind die Klärung der Haftungsfrage für Schäden, die im Zusammenhang mit einer 
zwangsweisen Rückführung entstanden sind, und die im Gesetz verankerte 
Forderung nach einer besonderen Ausbildung der mit Zwang und Transport 
beauftragten Personen. Unabdingbar scheint uns in diesem sensiblen Bereich, wo 
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unterschiedliche kulturelle Empfindlichkeiten und Eigenheiten aufeinander treffen, die 
Ausbildung um den Aspekt der interkulturellen Kommunikation zu ergänzen und 
sicherzustellen, dass sich die betroffenen Personen mit den Begleitpersonen 
verständigen können. 
 
Wir bedauern es, dass der Geltungsbereich des Gesetzes eingeschränkt ist und nicht 
für alle Handlungsbereiche bei Bund und Kantonen Gültigkeit besitzt. Eine 
einheitliche bundesweite Regelung würde dem Grundsatz der Rechtsgleichheit viel 
eher entsprechen. 
 
Als sehr bedenklich stufen wir den Einsatz von Elektroschockgeräten ein. Da es sich 
hier nicht um Verbrechensbekämpfung, sondern um die Durchsetzung von 
Zwangsmassnahmen handelt, sehen wir den Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
verletzt. Die Schweiz wäre in Europa das einzige Land, das, nach uns vorliegenden 
Informationen, dieses Mittel zur Ausschaffung zulässt. 
 
Ebenfalls zum Schutz der durchführenden Organe und der von Zwangsmassnahmen 
betroffenen Personen regen wir die Beteiligung von unabhängigen 
Menschenrechtsbeobachtern an, wie beispielsweise in Österreich bereits praktiziert. 
 
 
2. Anmerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Die nachfolgenden Anmerkungen orientieren sich an dem für uns grundlegenden 
Verständnis der Unantastbarkeit der Menschenwürde und daran, dass auch bei einer 
zwangsweisen Ausschaffung das Prinzip der Verhältnismässigkeit zu beachten ist. 
 
 
2.1 Zu Art. 1 
 
Wie bereits erwähnt bedauern wir, dass der Geltungsbereich des Gesetzes 
eingeschränkt ist. Einer Erstreckung des Geltungsbereichs auf den Vollzug des 
gesamten Bundesrechts wäre Vorzug zu geben. Ferner ist den Bestimmungen nach 
den Buchstaben a – c nicht zu entnehmen, ob diese auch für ausländische Behörden 
und Private Gültigkeit haben. Da Ausschaffungen vermehrt von mehreren Staaten 
gemeinsam durchgeführt werden (Charterflüge), und ausländische 
Fluggesellschaften daran beteiligt sind, sollte die Einhaltung dieser Bestimmungen 
gefordert werden. 
 
 
2.2 Zu Art. 4 
 
Die Ankündigung des Zwanges soll gemäss Art. 4 nur vorgängig erfolgen, „soweit die 
Umstände und der Zweck des Einsatzes es zulassen“. Das Sekretariat der 
Schweizerischen Nationalkommission Justitia et Pax plädiert dafür, in allen Fällen 
vorgängig die betroffene Person über die mögliche Anwendung von Zwang zu 
informieren. Dies trägt aus unserer Sicht zu einer präventiven Deeskalation der 
Situation bei, und die betroffene Person kann in Kenntnis der vollen Sachlage 
entscheiden, wie sie sich verhalten will.1 Ist nach dieser Ankündigung ersichtlich, 
                                                                 
1  So die Empfehlungen des CPT (Europäisches Komitee zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe), 13th General Report on the CPT’s 
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dass sich die Person einer Ausschaffung mit Gewalt widersetzen wird, darf im Sinne 
einer Überraschung Zwang ausgeübt werden. 
 
 
2.3 Zu Art. 8 
 
Die Bestimmungen von Abschnitt 1, Buchstabe b. erlauben ausdrücklich den Einsatz 
von Elektroschockgeräten. Aufgrund der uns vorliegenden Informationen zum 
Einsatz dieser Geräte und möglicher gesundheitlicher Risiken2 sehen wir das Prinzip 
der Verhältnismässigkeit nicht mehr gewahrt. Der Einsatz dieser Geräte erfolgt hier 
nicht im Rahmen einer Verbrechensbekämpfung, sondern zur Durchsetzung einer 
Zwangsmassnahme und stellt somit ein unverhältnismässig hohes Risiko für die 
betroffenen Personen dar. Solange gesundheitliche Risiken nicht ausgeschlossen 
werden können, lehnen wir den Einsatz dieser Geräte ab. 
 
Da das Gesetz in der vorgeschlagenen Form keine allgemeine, vorgängige 
medizinische Untersuchung der von Zwang betroffenen Personen vorschreibt (Vgl. 
Ausführungen zu Art. 16) besteht das erhöhte und damit unverhältnismässig hohe 
Risiko, dass im Einzelfall eine Person unerwartete und vielleicht sogar tödliche  
Reaktionen aufgrund des Einsatzes dieser Geräte zeigt. 
 
 
2.4 Zu Art. 14 
 
Das Sekretariat der Schweizerischen Nationalkommission Justitia et Pax begrüsst es 
sehr, dass das Gesetz vorschreibt, dass die begleitenden Personen eine besondere 
Ausbildung besitzen müssen. Allerdings möchten wir darauf hinweisen, dass auch 
die Verständigung unter den begleiteten und begleitenden Personen gegeben sein 
sollte. Verständigungsmöglichkeiten und kommunikativ geschulte Begleitpersonen 
können dazu beitragen, dass Konflikte gar nicht erst entstehen oder ohne weitere 
Zwangsmassnahmen entschärft werden können. 
 
Aufgrund der meist bestehenden unterschiedlichen kulturellen Empfindlichkeiten und 
Hintergründe von belgeiteten und begleitenden Personen plädieren wir zusätzlich 
dafür, dass mindestens eine Begleitperson das gleiche Geschlecht wie die 
auszuweisende Person hat. Auch dies wäre ein Beitrag zur Konfliktdeeskalation. 
 
 
2.5 Zu Art. 16 
 
Die Bestimmungen in Art. 3, Abschnitt 2 fordern die Berücksichtigung von Alter, 
Geschlecht und Gesundheitszustand der betroffenen Personen. Da Art. 16 eine 
medizinische Untersuchung nur vorschreibt, sofern eine gesundheitliche 
                                                                                                                                                                                                           
activity, 10. Sept. 2003, para. 41: „Operations involving the deportation of immigration detainees must 
be preceded by measures to help the persons concerned organise their return, particularly on the 
family, work and psychological fronts.  It is essential that immigration detainees be informed 
sufficiently far in advance of their prospective deportation, so that they can begin to come to terms with 
the situation psychologically and are able to inform the people they need to let know and to retrieve 
their personal belongings.” (zu finden unter: http://www.cpt.coe.int/en/annual/rep-
13.htm#_Toc48097945  
2  Vgl. hierzu auch die detaillierteren Ausführungen von Caritas Schweiz und Schweizer 
Flüchtlingshilfe. 
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Beeinträchtigung nicht ausgeschlossen werden kann, besteht die begründete Gefahr, 
dass bestehende gesundheitliche Risiken nicht bekannt sind oder nicht erkannt 
werden. Deshalb sollte eine angemessene medizinische Untersuchung in allen 
Fällen einer Ausweisung unter Zwang vorgängig erfolgen, die Zustimmung der 
betroffenen Person vorausgesetzt . 
 
Eine Aufklärung der betroffenen Personen und die Einholung der Einwilligung zur 
ärztlichen Untersuchung sollte im Rahmen des Gesprächs über die Ankündigung von 
Zwang erfolgen (vgl. Ziff. 2.2 zu Art. 4). Ein solches Vorgehen wäre nicht nur im 
Interesse der betroffenen Personen, sondern auch im Interesse der Begleitpersonen, 
weil bei unerwarteten Schwierigkeiten eine grössere Rechtssicherheit bestünde. 
 
 
2.6 Zu Art. 19 und 20 
 
Das Sekretariat der Schweizerischen Nationalkommission Justitia et Pax begrüsst 
die in Art. 19 festgelegte Zuständigkeit des Bundes für die Aus- und Weiterbildung 
von Begleitpersonen. 
 
Die in Art. 20 aufgeführten Themen der Aus- und Weiterbildung sollten unbedingt 
ergänzt werden um den Aspekt der interkulturellen Kommunikation. Im „Umgang mit 
widerstandswilligen und gewaltbereiten Personen“ aus anderen Kulturkreisen ist 
höchste Sensibilität gefordert. Kulturelle Eigenheiten und Empfindlichkeiten müssen 
berücksichtigt werden, um von vorneherein zu einer Deeskalation beizutragen, damit 
aus Missverständnissen nicht neue Konflikte entstehen. 
 
 
2.7 Zu Art. 21 
 
Wir begrüssen die im Gesetz aufgeführte Haftungsklausel. Es sollte aber auch 
ausgeführt werden wie, in welcher Form und gegenüber wem vom Ausland her ein 
Haftungsantrag zu stellen ist. 
 
 
2.8 Ergänzung zu den Schlussbestimmungen 
 
Im Falle von Zwischenfällen bei Rückführungen stehen sich oft widersprüchliche 
Aussagen der ausgewiesenen Personen und der Polizei gegenüber. Die Polizei sieht 
sich z.T. auch ungerechtfertigten Anschuldigungen ausgesetzt. Anderseits besteht 
auch die Gefahr, dass ungerechtfertigtes und unprofessionelles Verhalten der Polizei 
nicht aufgedeckt werden kann. Aus diesen Gründen ist die Rückführung von 
Personen auf dem Luftweg in geeigneter Form und in unabhängiger Art und Weise 
zu beobachten.3 Österreich und Frankreich setzen z.B. bei den zwangsweisen 
Rückführungen von Personen auf dem Luftweg unabhängige Beobachter ein und 
machen damit sehr gute Erfahrungen. Es ist bedauernswert, dass die Schweiz, 

                                                                 
3  Die Empfehlungen des CPT, 13th General Report on the CPT’s activity, 10. Sept. 2003, para. 
42: „The importance of establishing internal and external monitoring systems in an area as sensitive 
as deportation operations by air cannot be overemphasised. The CPT observed that in many 
countries, specific monitoring systems had, unfortunately, been introduced only after particularly 
serious incidents, such as the death of deportees.” (zu finden unter: 
http://www.cpt.coe.int/en/annual/rep-13.htm#_Toc48097945 
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obwohl bei Ausschaffungen auch schon Personen umgekommen sind, ein solches 
Monitoring-System nicht einführen will. Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass 
heute viele Ursprungsstaaten sich weigern, eigene Staatsangehörige 
zurückzunehmen, wenn diese unter Anwendung von Gewalt zurückgewiesen 
werden. Ein unabhängiger Bericht, welcher einen menschenwürdigen und korrekten 
Ablauf der Rückführung bestätigt, könnte auch diesen Staaten entgegen gehalten 
werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer vorgenannten Überlegungen und 
Ergänzungen zum an sich begrüssenswerten Vorhaben einer Schaffung einer 
gesetzlichen Grundlage für die Anwendung von Zwang durch staatliche Behörden. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax 
Sekretariat 
 
 
 
 
 
Wolfgang Bürgstein 
Generalsekretär 


